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Inhalt: Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeits 
gelegenheit und zur Beſchäftigung von Kriegsgefangenen, S. 159. — Erlaß des Staatsminiſteriums, 
betreffend die Bezeichnung von Arbeiten, für welche das vereinfachte Enteignungsverfahren zunächſt 

Anwendung finden ſoll, S. 161. 


(Nr. 11376.) Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren zur Beſchaffung 
von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung von Kriegsgefangenen. Vom 
11. September 1914. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 Geſetzſamml. S. 17) und auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


$ 1. 

Für Arbeiten, die zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Be 
ſchäftigung von Kriegsgefangenen beſtimmt ſind, kann das Staatsminiſterium 
durch einen in der Geſetzſammlung bekannt zu machenden Erlaß anordnen, daß 
ein vereinfachtes Enteignungsverfahren ſtattfindet. 

Soweit eine ſolche Anordnung ergeht, ſind die Vorſchriften des Geſetzes 
über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. 
S. 221) in Verbindung mit dem XXII. Titel des Geſetzes über die Zuſtändigkeit 
der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 
(Geſetzſamml. S. 237) mit den nachſtehenden Anderungen anzuwenden. 


8 2. 
An die Stelle des Bezirksausſchuſſes tritt der Regierungspräſident. 


83. 

Der Regierungspräſident hat einen Auszug aus dem von dem zuſtändigen 
Miniſter genehmigten Plane in jedem Gemeinde- oder Gutsbezirke während einer 
Woche zu jedermanns Einſicht offenlegen zu laſſen. Während dieſer Zeit kann 
jeder Beteiligte Einwendungen gegen den Plan erheben. Zeit und Ort der 
Offenlegung ſowie die Stelle, bei der die Einwendungen ſchriftlich oder mündlich 
zu Protokoll erhoben werden können, ſind in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 
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84. 

Nach Ablauf der Friſt ($ 3) iſt, nötigenfalls an Ort und Stelle, unter 
Zuziehung eines oder mehrerer Sachverſtändigen über den Plan und die dagegen 
erhobenen Einwendungen ſowie über die Höhe der Entſchädigungsſumme zu 
verhandeln. 

8 5. 

Der Regierungspräſident erläßt einen Beſchluß, durch den der Plan und 
die Entſchädigung feſtgeſtellt und die Enteignung ausgeſprochen wird. Die 
Entſchädigung kann nach Einheitsſätzen feſtgeſtellt werden. 

Der Beſchluß iſt dem Unternehmer, dem Eigentümer des Grundſtücks und 
den ſonſtigen Beteiligten zuzuſtellen. 

8 6. 

Das Eigentum des enteigneten Grundſtücks geht auf den Unternehmer 

erſt nach Zahlung oder Hinterlegung der Entſchädigungsſumme über. 


87. 

Den im § 5 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen ſteht gegen den Beſchluß, ſoweit 
er die Entſchädigung betrifft, binnen ſechs Monaten nach der Zuſtellung die Bes 
ſchreitung des Rechtswegs, ſoweit er die Planfeſtſtellung betrifft, binnen zwei 
Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten zu. 

88. 


Der Regierungspräſident kann den Unternehmer vorläufig in den Beſitz 
eines Grundſtücks einweiſen, das für das Unternehmen vorausſichtlich gebraucht 
wird. Dem Beſitzer des Grundſtücks iſt der hierdurch entſtandene, nötigenfalls 
im Rechtswege feſtzuſtellende Schaden zu vergüten. Iſt der Eigentümer im 
Beſitze des Grundſtücks, ſo iſt die ihm für die Enteignung zu gewährende Ent⸗ 
ſchädigung vom Tage der Beſitzeinweiſung an zu verzinſen; erleidet er einen 
weiteren Schaden, ſo iſt ihm auch dieſer zu erſetzen. 

In dem Beſchluſſe, durch den der Unternehmer in den Beſitz eingewieſen 
wird, iſt die Entſchädigung (Abſ. 1) feſtzuſtellen. Sie ift dem Beſitzer alsbald 
zu zahlen; wird die Zahlung ſchuldhaft verzögert, fo iſt auf den Antrag des 
Beſitzers der Beſchluß aufzuheben. 

Der Beſchluß iſt dem Eigentümer und dem Beſitzer zuzuſtellen oder zu 
Protokoll zu verkünden. Ihnen ſteht binnen einer Woche nach der Zuſtellung 
oder Verkündung die Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten zu. 
Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


$ 9. 
Die zur Ausführung diefer Verordnung notwendigen Beſtimmungen erläßt 
der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
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§ 10. 

Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 

Sie tritt mit dem 31. März 1915 außer Kraft. Iſt an dieſem Tage 
der Auszug offengelegt ($ 3) oder der Unternehmer in den Beſitz eingewieſen 
($ 8), fo iſt das Verfahren nach den Vorſchriften der Verordnung zu Ende 
zu führen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 11. September 1914. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. v. Tirpitz. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 
v. Falkenhayn. v. Loebell. Kühn. v. Jagow. 


(Nr. 11377.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend die Bezeichnung von Arbeiten, für 
welche das vereinfachte Enteignungsverfahren zunächſt Anwendung finden 
ſoll. Vom 15. September 1914. 


Ai Grund des § 1 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung 
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) wird 
beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften der 
Verordnung zunächſt bei den nachſtehend bezeichneten Bauausführungen aus dem 
Bereiche der ſtaatlichen Eiſenbahn-, Waſſerbau- und landwirtſchaftlichen Ver— 
waltung ſtattfindet, ſoweit bei ihnen nach den beſtehenden Beſtimmungen für 
Enteignungen das Geſetz über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 
1874 GGeſetzſamml. S. 221) maßgebend iſt: 


A. Eiſenbahnverwaltung. 


1. Die Ergänzungsbauten ſowie Erweiterungen und Umgeſtaltungen für 
beſtehende Eiſenbahnanlagen, Stationen, Rangieranlagen, Gebäude, 
Werkſtätten u. dgl., für welche die Geldmittel durch den Etat der 
Staatseiſenbahnverwaltung unter Kap. 23 Tit. 8 der dauernden Aus— 
gaben oder bei Kap. 9 der einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 
bereitgeſtellt ſind, ſowie 

2. die Eiſenbahnbauten, für welche die Geldmittel durch beſondere Eiſen— 
bahnanleihegeſetze bewilligt find (Bau neuer Eiſenbahnen, Herſtellung 
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von zweiten und weiteren Gleiſen ſowie ſonſtige Bauausführungen zur 
Vervollſtändigung des Staatseiſenbahnnetzes). Hierher gehören 
das Eiſenbahnanleihegeſetz vom 25. Juni 1904 (Geſetzſamml. S. 113) 


» » „ 6...2,:1905.( » » 237) 
» » 5.5 In » » 185) 
» » » 29. Mai 1907 ( > » 103) 
» » » 14. „ 1908 ( » » 117) 
» » 2 28. Juli 1909 0 » » 643) 
> „ 5 25. „ 1919 5 „ 141) 
v > » 30. Juni 1911 ( » > 85) 
» » 14. 1912 » » 171) 
* » „ 28. Mai 1913 ( » » 277) 
» » » 9. Juni 1913 ( » » 326) 
» » » 10. » 1914 ( » » 97). 


B. Waſſerbauverwaltung. 


Ausbau der Oder auf der Strecke von Koblau bis Annaberg. 
. Befeitigung der Auflandungen auf den Buhnen und Uferrändern der 
Oder im Bereiche der Oderſtrombauverwaltung. 

. Herftellung des Überlauf und Staupolders Peiſterwitz-Jeltſch. 

. Einebnungsarbeiten der Vorländer der Oder auf der Strecke von 

km 530 bis 542 (Schidlow). 

5. Bauten zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Verbeſſerung der 
Oderwaſſerſtraße unterhalb Breslau, vom 30. Juni 1913 Geſetzſamml. 
S. 359). 

6. Ausbau des Plauer Kanals — insbeſondere Durchſticharbeiten von 
Station 1 bis Station 12,0 + 1650 —. 

7. Hochwaſſerregulierungsarbeiten an der Elbe. 

8. Herſtellung des Lippeſeitenkanals auf den Strecken Weſel-Datteln und 

Hamm -Lippſtadt. 


C. Candwirtſchaftliche Verwaltung. 
. Die Entwäſſerung des Uchter Moores, Regierungsbezirk Hannover. 
Die Melioration des Hahnen Moores. 
„Regulierung der neuen Aue und des Adamsgrabens. 
. Entwäfjerung des Oſtenholzer Moores. 
Zu 2 bis 4 im Regierungsbezirk Lüneburg. 
Berlin, den 15. September 1914. 


Königliches Staatsminiſterium. 


Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Kühn. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,28 A 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 /) find an die Poſtanſtalten zu richten. 
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